
Mündliche Anfrage mit Antwort vom 09.09.2010 
 
des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf die Frage 13 der Abg. Dr. Gabriele 
Andretta, Daniela Behrens, Wolfgang Jüttner, Dr. Silke Lesemann, Matthias Möhle, 
Jutta Rübke und Wolfgang Wulf (SPD)  
 
Warum müssen ausländische Studierende an der Leibniz Universität Hannover 
für Sprachkurse extra bezahlen?  
 
Am Fachsprachenzentrum der Leibniz Universität Hannover müssen ausländische 
ERASMUS-Studierende für studienvorbereitende Kurse (jeweils im März und Sep-
tember) Gebühren bezahlen. Zudem gibt es Informationen darüber, dass weitere 
semesterbegleitende Kurse in Planung sind, für die ab dem Wintersemester 
2010/2011 zusätzliche Gebühren erhoben werden sollen.  
 
Wir fragen die Landesregierung:  
 

1. Wie bewertet die Landesregierung die Tatsache, dass ausländische ERAS-
MUS-Studierende für studienvorbereitende Kurse zusätzlich zu den Studien-
gebühren Gebühren bezahlen müssen?  

 
2. Stimmt es, dass für das Wintersemester 2010/2011 weitere gebührenpflichtige 

Kurse in Planung sind? Wenn ja, um welche Kurse handelt es sich?  
 

3. Ist es übliche Praxis an den niedersächsischen Hochschulen, Gebühren für 
Sprachkurse zu erheben? Wenn ja, an welchen Hochschulen?  

 
 
Antwort: 
 
Zunächst ist Folgendes zu den rechtlichen Rahmenbedingungen der Erhebung von 
Gebühren und Entgelten auszuführen: Gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 des Niedersächsi-
schen Hochschulgesetzes (NHG) erheben die Hochschulen in staatlicher Verantwor-
tung für die Inanspruchnahme anderer als der in § 11 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten 
Studienangebote (also andere Angebote als grundständige Studiengänge und Mas-
terstudiengänge im Rahmen von konsekutiven Studiengängen) Gebühren oder Ent-
gelte. Gemäß § 13 Abs. 3 Satz 2 NHG sind hiervon ausgenommen Studienangebote 
zur Heranbildung des wissenschaftlichen und künstlerischen Nachwuchses. Bei der 
Festlegung der Gebühren und Entgelte ist nach § 13 Abs. 3 Satz 3 NHG der Auf-
wand der Hochschule zu berücksichtigen.  
 
Gemäß § 13 Abs. 3 Satz 4 NHG können bei einem staatlichen oder einem hoch-
schulpolitischen Interesse und bei Markteinführung zudem vom Aufwand Abschläge 
vorgenommen werden. Für die Inanspruchnahme von berufsbegleitenden Studien-
gängen kann die Hochschule gemäß § 13 Abs. 3 Satz 5 NHG abweichend von § 11 
Abs. 1 Sätze 1 und 7 NHG kostendeckende Gebühren erheben. Nach § 13 Abs. 9 
Satz 1 NHG erlässt das Präsidium zur Bestimmung der Höhe der Gebühren und Ent-
gelte nach den genannten Vorschriften eine Ordnung.  
 
Darüber hinaus gilt nach § 18 Abs. 10 NHG im Rahmen der Feststellung der Hoch-
schulzugangsberechtigung Folgendes: Zum Studium ist auch berechtigt, wer Deut-



scher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes, nach Rechtsvorschriften Deut-
schen gleichgestellt oder Staatsangehöriger eines anderen Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union ist und eine von der Hochschule festgestellte, der deutschen Hoch-
schulzugangsberechtigung gleichwertige ausländische Bildung sowie die für das 
Studium erforderlichen Sprachkenntnisse besitzt. Für die übrigen Studienbewerbe-
rinnen und Studienbewerber mit ausländischem Bildungsnachweis entscheidet die 
Hochschule bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 über den Zugang, nach 
Maßgabe einer Ordnung; für die Feststellung der Zugangsvoraussetzungen kann die 
Erhebung von Gebühren vorgesehen werden.  
 
Nach den Regelungen des NHG sind also für andere Studienangebote als grund-
ständige Studiengänge und Masterstudiengänge im Rahmen von konsekutiven Stu-
diengängen Gebühren oder Entgelte nach einer von der Hochschule zu erlassenden 
Ordnung zu erheben. Darüber hinaus können für die Feststellung der Hochschulzu-
gangsberechtigung Gebühren erhoben werden.  
 
Zu berücksichtigen sind zudem europarechtliche Vorgaben: Nach Artikel 107 Abs. 1 
des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) sind, soweit in 
den Verträgen nicht etwas anderes bestimmt ist, staatliche oder aus staatlichen Mit-
teln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter 
Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfäl-
schen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen 
Mitgliedstaaten beeinträchtigen.  
 
Im Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen für Forschung, Entwicklung und 
Innovation, der die Regeln der Kommission darlegt, anhand derer sie angemeldete 
Beihilfen prüfen wird, ist ausgeführt, dass auch Hochschulen Unternehmen im Sinne 
dieser Vorschriften sein können, da der Unternehmenscharakter nicht von ihrer 
Rechtsform (öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich) oder ihrem wirtschaftlichen Cha-
rakter (gewinnorientiert oder nicht) abhängt, sondern davon, ob eine wirtschaftliche 
Tätigkeit ausgeübt wird, d. h. Waren und/oder Dienstleistungen auf einem bestimm-
ten Markt angeboten werden. In einem solchen Fall fällt die staatliche Finanzierung 
wirtschaftlicher Tätigkeiten unter Artikel 107 Abs. 1 AEUV, wenn auch alle übrigen 
Voraussetzungen erfüllt sind.  
 
Soweit dieselbe Einrichtung sowohl wirtschaftliche als auch nicht wirtschaftliche Tä-
tigkeiten ausübt, fällt die staatliche Finanzierung der nicht wirtschaftlichen Tätigkeiten 
nicht unter Artikel 107 Abs. 1 AEUV, wenn, zwecks Vermeidung von Quersubventio-
nierungen, die beiden Tätigkeitsformen und ihre Kosten und Finanzierungen eindeu-
tig voneinander getrennt werden können. Der Nachweis, dass die Kosten korrekt zu-
geordnet worden sind, kann im Jahresabschluss der Universitäten und Forschungs-
einrichtungen geführt werden. Zwar betrachtet die Kommission in der Regel als nicht 
wirtschaftliche Tätigkeiten die wesentlichen Tätigkeiten von Hochschulen bzw. For-
schungseinrichtungen, so etwa die Ausbildung von mehr und besser qualifizierten 
Humanressourcen. Wenn sie jedoch wirtschaftliche Tätigkeiten wie die Vermietung 
von Infrastruktur, Dienstleistungen für gewerbliche Unternehmen oder Auftragsfor-
schung ausüben, sollte dies unter marktüblichen Bedingungen geschehen, und die 
öffentliche Finanzierung dieser Tätigkeiten wird grundsätzlich als Beihilfe betrachtet.  
 
Soweit also z. B. studienvorbereitende Sprachkurse, die von einer Hochschule ange-
boten werden, wirtschaftliche Tätigkeit in diesem Sinne darstellen, sie namentlich 



über die wesentlichen Tätigkeiten von Hochschulen hinausgehen und Dienstleistun-
gen auf einem bestimmten Markt - insbesondere in Konkurrenz zu anderen Anbietern 
- darstellen, ist bei öffentlicher Finanzierung grundsätzlich von einer unzulässigen 
Beihilfe auszugehen. Um dies zu vermeiden, sind als wirtschaftliche Tätigkeit zu be-
wertende Angebote der Hochschule durch Trennungsrechnung zu identifizieren so-
wie unter marktüblichen Bedingungen bzw. Preisen anzubieten.  
 
Das konkret in der Anfrage genannte Angebot wird vom Fachsprachenzentrum (FSZ) 
der Leibniz Universität Hannover - einer Zentralen Serviceeinrichtung - angeboten. 
Aufgabe des FSZ ist die Vermittlung von Fremdsprachen. Am FSZ lehrt und forscht 
ein Team von nahezu 70 Personen. Derzeit können 17 Sprachen von den Studieren-
den der Leibniz Universität am FSZ erlernt werden. Die Veranstaltungen des FSZ 
stehen in erster Linie den Studierenden der Leibniz Universität Hannover und ange-
schlossenen Hochschulen zur Verfügung. Studierende anderer Hochschulen können 
jedoch bei freibleibenden Platzkapazitäten teilnehmen. Weit über 1 000 deutsche 
und internationale Studierende besuchen regelmäßig das FSZ. Gemäß den hoch-
schulinternen Richtlinien für die Teilnahme an Veranstaltungen des Fachsprachen-
zentrums werden aufgrund der häufigen Nachfrage vom FSZ Sonderkurse als ent-
geltpflichtige Veranstaltungen angeboten. Neben den Sonderkursen werden darüber 
hinaus auch international anerkannte Sprachnachweise (wie DELE, TOEFL, IETLS 
etc.) entgeltpflichtig angeboten, die im Auftrag der Prüfungsanbieter durchgeführt 
werden.  
 
Die am FSZ angebotenen Sonderkurse werden als kostendeckendes Serviceange-
bot verstanden, das auf dem hohen Lehrniveau einer universitären Einrichtung statt-
findet, aber nicht primär kostendeckend kalkuliert wird. Die entsprechenden Kurse 
werden mit ECTS-Punkten und Leistungsnachweisen versehen. Sonderkurse sind für 
alle Interessenten offen, also sowohl für Studierende an der Leibniz Universität Han-
nover als auch für externe Teilnehmer.  
 
Nach Auskunft des FSZ handelt es sich bei den Sprachkursen um studienvorberei-
tende Deutschsprachkurse, die nicht zum hochschulischen Kernprogramm zählen 
und u. a. ERASMUS-Studierenden die Möglichkeit eröffnen, sich auf die Spracher-
fordernisse des Studiums einzustellen. Erfahrungsgemäß fehle es teilweise gravie-
rend an den erforderlichen Sprachkenntnissen, die Voraussetzung für eine Teilnah-
me am ERASMUS-Programm sind. Mit Blick auf den Charakter der Sonderkurse als 
zusätzliche Serviceleistung sowie die in der Regel noch nicht erfolgte Immatrikulation 
der Nachfrager und das geltende EU-Beihilferecht werden die Kurse kostenpflichtig 
angeboten.  
 
Dies vorausgeschickt, werden die Fragen namens der Landesregierung wie folgt be-
antwortet:  
 
Zu 1:  
Sofern und soweit die Erhebung von Entgelten bzw. Gebühren für studienvorberei-
tende Kurse den einleitend vorangestellten rechtlichen Rahmenbedingungen gerecht 
wird - was vorliegend der Fall ist -, bestehen gegen die Erhebung keine Bedenken. 
Sofern im Übrigen die Kursteilnehmer an der betreffenden Hochschule noch gar nicht 
immatrikuliert sind, kann mangels Pflicht zur Entrichtung von Studienbeiträgen auch 
eine „zusätzliche“ Zahlungspflicht nicht in Rede stehen.  
 



Zu 2:  
Kostenpflichtig angeboten werden die in den einleitenden Vorbemerkungen genann-
ten Veranstaltungen. Darüber hinaus wird seit wenigen Monaten ein Lateinintensiv-
kurs angeboten. Über die konkrete Planung weiterer gebührenpflichtiger Kurse zum 
Wintersemester 2010/2011 liegen keine Informationen vor.  
 
Zu 3:  
Eine einheitliche Praxis ist nicht erkennbar. Dies liegt u. a. daran, dass nicht alle 
Hochschulen entsprechende Sprachkurse anbieten und es im Übrigen an der Ver-
gleichbarkeit hinsichtlich Zielrichtung, Adressatenkreis (u. a. Nichtimmatrikulierte) 
und Umfang bzw. Intensität mangelt. Beispielhaft seien folgende Angebote erwähnt: 
Die Universität Oldenburg bietet einen gebührenpflichtigen Kurs „German for begin-
ners with some knowledge of German (breakthrough)” für 100 Euro an. Die Universi-
tät Osnabrück bietet ausdrücklich keine studienvorbereitenden Deutschkurse im 
Rahmen des üblichen Bewerbungsverfahrens an. Die TU Braunschweig bietet u. a. 
einen Kurs für die deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang (Vorbereitung 
DSH) an für Personen mit Hochschulzugangsberechtigung, die planen, an der TU 
Braunschweig oder anderen Hochschulen ein Studium aufzunehmen oder fortzuset-
zen, Gastwissenschaftler und Gastdozenten der Braunschweiger Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen sowie weitere Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Die Kurs-
gebühren belaufen sich auf insgesamt 450 Euro.  
 
Im übrigen Bundesgebiet werden exemplarisch (teilweise auch durch andere Anbie-
ter) folgende Angebote vorgehalten: Die Freie Universität Berlin bietet im Frühjahr 
und Herbst als sechswöchige Intensivkurse Vorsemesterdeutschkurse für studenti-
sche Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Mobilitäts- und Austauschprogrammen (z. 
B. ERASMUS, Direktaustausch, Fulbright, DAAD) sowie für weitere Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an. Die Kursgebühr beträgt zur Vorbereitung der Teilname an Mobili-
täts- und Austauschprogrammen 500 Euro sowie für andere Teilnehmer 1 200 Euro. 
An der Universität Tübingen wird ein Startsprachkurs angeboten für internationale 
Studentinnen und Studenten, die im Rahmen eines Austauschprogramms in Tübin-
gen studieren wollen. Zu entrichten ist dabei ein Unkostenbeitrag von 60 Euro. Das 
Goethe-Institut Deutschland bietet einen Vorbereitungskurs DSH für 2 200 Euro an. 


